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AKTUELL 

USA legen Veto gegen 
Butros-Ghali ein 

Die USA haben gestern im Sicher­
heitsrat ihre Drohung wahrgemacht 
und per Veto die Wiederwahl von 
UN-Generalsekretär Butros Butros-
Ghali (unser Bild) blockiert. Das 

teilte der ägyptische UN-Botschafter 
Nabil Elaraby nach der nichtöffent­
lichen Sitzung des Gremiums in New 
York mit. Für Butros-Ghali hätten 14 
der 15 Sicherheitsratsmitglieder ge­
stimmt. Der 74jährige Butros-Gahli 
halte an seiner Wiederwähltest. 

Warum die USA denÄgypterfiieht 
mehr au f  dem Chefsessel der UNO 
haben möchten, lesen Sie a u f  Seite 13. 

Detaillierte Revision der 
Schweizer Banken 

In den kommenden Tagen läuft 
eine detaillierte Überprüfung der 
Schweizer Banken über den Umgang 
mit nachrichtenlosen Geldern aus 
der Nazi-Zeit an. Das Komitee aus 
jüdischen und schweizerischen Per­
sönlichkeiten beauftragte gestern 
drei Revisionsfirmen mit der Arbeit. 
Der frühere US-Notenbankpräsi-
dent und Komitee-Vorsitzende Paul 
Volcker stellte an einer Pressekonfe­
renz in New York das Mandat an die 
Revisionsgesellschaften vor und gab 
bekannt, dass Arthur Andersen, 
KPMG Peat Marvick und Price Wa-
terhouse beauftragt worden sind. Sie 
wurden aus sechs Bewerbungen aus­
gewählt und sollen in den kommen­
den Monaten die eigentliche Arbeit 
vorbereiten. 

Zuversicht bei Radio L 
Nachdem ein «schwieriges, teils 

turbulentes Geschäftsjahr» erfolg­
reich bewältigt worden ist, blickt der 
private Liechtensteiner Landessen­
der Radio L mit Zuversicht und Op­
timismus in die Zukunft. Die wirt­
schaftliche Basis des Senders ist, wie 
gestern an der Generalversammlung 
in Triesen zum Ausdruck gebracht 
wurde, aufgrund des Engagements 
der Aktionäre gesichert. 

Mehr über die wirtschaftliche Si­
tuation von Radio L im Wirtschafts­
teil a u f  Seite 7. 
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Finanzfragen und Verfassungsreform im Mittelpunkt 
Landtag tritt heute zu  seiner zweitletzten Sitzung in der zu  Ende gehenden Legislaturperiode zusammen - Budget und Finanzplanung 

(G.M.) - Die nur 11 Punkte umfas­
sende Tagesordnung des Landtags, der 
sich in der Regel durch riesige Traktan­
denlisten zu kämpfen hat, täuscht. In der 
heute Mittwoch beginnenden, zweitägi­
gen Sitzung stehen gewichtige Geschäfte 
zur Beratung an: Budget 1997 und 
Finanzplanung 1997 - 2001. Hinzu kommt 
der Bericht der Landtagskommission zur 
Revision der Verfassung. 

Die Finanzlage des Fürstentums 
Liechtenstein, mit der sich der Landtag 
in seiner heutigen Sitzung zuerst be­
schäftigt, präsentiert sich nach dem von 
der Regierung vorgelegten Voranschlag 
1997 erfreulich. 

Erhebliche Mehreinnahmen aus der 
Mehrwertsteuer 

Die Mehreinnahmen nach der Ein­
führung der Mehrwertsteuer entheben 
den Finanzminister den nach früheren 
Finanzplänen geäusserten-Sorgen über 
eine Verschuldung des Staates. Das Bud­
get 1997 schliesst in der Gesamtrecbnung 

- laufende Haushaltrechnung und In­
vestitionsrechnung - praktisch ausgegli­
chen ab. 

In der laufenden Rechnung resultiert 
nach dem vorgelegten Budgetentwurf 
ein Ertragsüberschuss von 31,7 Mio. Fr. 
Das Bruttoergebnis beläuft sich nach 
mutmasslichen Erträgen von 601,1 Mio. 
Fr. und geplanten Aufwendungen in 
Höhe von 522,3 Mio, Fr. auf 78,8 Mio. Fr. 
Zur  Finanzierung der Investitionsvorha­
ben, deren Nettokosten mit 79,5 Mio. Fr. 
angegeben werden, reichen diese Mittel 
bis auf einen kleine Rest aus. 

Der Voranschlag der laufenden Haus-
haitrechnung erwartet für das Rech­
nungsjahr 1997 eine erhebliche Steige­
rung der Steuereinnahmen. Die Steuern 
und Abgaben sollen Erträge von 389,5 
Mio. Fr. (353,5 Mio. Fr.) einbringen, was 
gegenüber dem Vorjahresbudget eine 
Steigerung von 10,2 Prozent bedeutet. 
Auch die Vermögenserträgen sollen um 
diesen Prozentsatz auf 46,4 Mio. Fr. (41,9 
Mio. Fr.) gesteigert werden. In der Er-

höhung der Steuereinnahmen um 36,0 
Mio. Fr. sind allein Mehreinnahmen von 
29,3 Mio. Fr. aus der Mehrwertsteuer ent­
halten, deren Einnahmentotal mit 94 
Mio. Fr. budgetiert wird. 

Die effektiven Ausgabenverpflichtun­
gen erhöhen sich laut Budget um 29,7 
Mio. Fr. auf 467,0 Mio. Fr. Die Zuwachs­
rate von 6,8 Prozent bei den Ausgaben 
liegt damit deutlich unter dem Ein­
nahmenanstieg, der sich auf 41,9 Mio. Fr. 
oder 8,3 Prozent beläuft. 

Die sich in den letzten Rechnungsjah­
ren gezeigte Scherenbewegung zwischen 
Einnahmen- und Ausgabenentwicklung 
konnte damit, wie Regierungschef Mario 
Frick bei der Vorstellung des Budgets 
unterstrichen hatte, wieder gestoppt 
werden. 

Bericht der Verfassungskommission 
Zweiter Schwerpunkt neben den 

Finanzgeschäften, die auch die Finanz­
planung für die Jahre 1997 - 2001 ein-
schliesst, bildet der Bericht der Verfas-
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sungskommission. Die vom Landtag ein­
gesetzte Kommission, die 1995 den Auf­
trag erhielt, Vorschläge über eine Revision 
der Verfassung zu erarbeiten, listete ihre 
Änderungswünsche bei den einzelnen 
Verfassungsartikeln auf, gibt aber auch 
einen Überblick über die Entstehungsge­
schichte der Kommissionsbildung. 

Der Bericht enthält ferner eine Stel­
lungnahme von Fürst Hans-Adam II. zu 
den gemachten Vorschlägen, der sich 
wenig begeistert über die vorgesehenen 
Änderungen zeigt. Die Kommission un­
terbreitet zwei Anträge: Einerseits soll 
die Verfasssungskommission ermächtigt 
werden, ein Differenzbereinigungsver­
fahren in Geschäften, in denen oberste 
Staatsorgane gemäss Verfassung zusam­
menwirken müssen, in ihre Beratungen 
miteinzubeziehen und in Vorschlag zu 
bringen. Anderseits ersucht die Kommis­
sion um die Ermächtigung, nach der text­
lichen Ausarbeitung der Änderungsvor­
schläge eine gezielte Vernehmlassung 
durchzuführen. 
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Auszug aus dem Originaltext der Verfassung vom 5. Oktober 1921. Die Verfassungskommission des Landtags hat einen Bericht 
vorgelegt, in dem jene Verfassungsartikel bezeichnet werden, die geändert werden sollen. 

Schwerpunkte der 
Landtagssitzung 

(G.M.) - Die zweitägige Sitzung des 
Landtags ist vor allem Finanz- und 
Verfassungsfragen gewidmet. Heute 
Mittwoch stehen zuerst die Finanz­
vorlagen auf der Tagesordnung, vor­
aussichtlich am Donnerstag wird sich 
das Pörfament mit deirVerfaSsungs-
fragen auseinandersetzen. 

Nachstehend die Schwerpunkte 
der Landtagssitzung: 
• Postulat der FBiPL-Fraktion über, 
die Untersuchung der Finanzlage der 
Gemeinden 
• Landesvoranschlag 1997 
• Finanzgesetz für das Jahr 1997 
• Finanzplanung 1997 - 2001 
• Strassenbauprogramm 1997 
• Erweiterung Post- und Verwal­
tungsgebäude Schaan 
• Erster Bericht der Verfassungs­
kommission: Die Vorlageenthält eine 
Zusammenfassung über die Tätigkeit 
der Kommission sowie eine Über­
sicht über jene Verfassungsartikel, 
die nach Auffassung der Kommission 
geändert werden sollten.. 
• Bericht der PaFtamehtsreform-
kommission: Die 1994 bestellte Kom­
mission lieferte kurz vor Ablauf der 
Legislaturperiode einen Bericht ab, 
der den Antrag auf Schaffung, eines 
Geschäftsverkehrsgesetzes für den 
Landtag enthält. Ferner sollen die 
Geschäftsordnung des Parlaments 
sowie das Finanzhaushaltgesetz 
geändert werden. 

Weiterer Ausbau der LGY-Ortsnetze 
Erhöhter Investitionsrahmen der Liechtensteinischen Gasversorgung 

(pafl) - Die Regierung hat dem Land­
tag den Bericht und Antrag betreffend 
die Investitionen der Liechtensteini­
schen Gasversorgung (LGV) für den 
Ausbau der Ortsnetze zur Genehmigung, 
vorgelegt. 

Der  Liechtensteinischen Gasversor­
gung soll der Investitionsrahmen fUr den 
Ausbau des Erdgasnetzes für 1996 um 
700000 Franken erhöht und für den wei­
teren Ausbau des Ortsnetzes im Jahre 
1997 eine Investitionslimite von 2,5 Mio. 
Franken bewilligt werden. Der Landtag 
hat 1992 zu Gunsten der Weiterentwick­
lung der LGV beschlossen, auf eine Til­
gung der Darlehen für Investitionen von 
Land und Gemeinden bis zum Jahr 2005 
zu verzichten. Dieser Beschluss ist je­
doch unter anderem an eine vom Land­
tag festgelegte Finanzierung gebunden. 
Die Investitionslimite von 1,9 Mio. Fran­
ken für 1996 wird voraussichtlich um 687 

170 Franken überschritten. Auch für das 
Jahr 1997 wird mit einer Überschreitung 
der Investitionslimite um 700000 Fran­
ken gerechnet. Die dem Beschluss des 
Landtages von 1992 zugrundeliegenden 
Studien gehen für 1996 von einer erziel­
ten Absatzmenge von 216 GWh aus. 
Effektiv werden 1996 jedoch ca. 250 
GWh verkauft werden können. 

Diese • Energie-Absatzmenge wäre 
nach den erwähnten Annahmen des 
Landtages erst im Jahr-200ftzu erreichen 
gewesen. Die erfreuliche Entwicklung 
der Nachfrage führte zu ieinem perma­
nenten Druck betreffend den Ausbau des 
Netzes. Zur Gewährung der Versor­
g u n g s s i c h e r h e i t  mussten Riog- und Netz-
ve'rbindungsleitungen realisiert werden. 
Die A b h ä n g i g k e i t  der LGV von den Tief­
bauaktivitäten anderer Werkleitungsträ­
g e r  ist ein weiterer Grund für die Uber-
schreitung der Investitionslimite. 

20. November - Tag der Kinderrechte 
Liechtenstein seit Januar 1996 Vertragspartei des Übereinkommens 

(pafl) Am 20. November wird interna-. 
tional der Tag der Kinderrechte began­
gen. Dieser Gedenktag geht auf das Jahr 
1959 zurück. Am 20. November verab­
schiedete die UNO- Generalversamm­
lung die «Erklärung der Rechte des Kin­
des», 

Auf diesen Gedanken basierend ent­
stand die Idee eines internationalen Jah­
res des Kindes, welches 1979 ausgerufen 
wurde. 30 Jahre nach der Proklamation 
der Kinderrechte nahm die UNO- Gene­
ralversammlung am 20. November 1989 
die Konvention über die Rechte des Kin­
des an. Am 2. September 1990 trat diese 
in Kraft". Wie zahlreiche anderie Staaten 
unterzeichnete Liechtenstein das Übe­
reinkommen am 30. September 1990 an­
lässlich des «Weltkindergipfels» in New 
York. Liechtenstein ist seit dem 21. Ja­
nuar 1996?Vertragspartei des Überein­
kommens. Beim Übereinkommen Ub6r 

die Rechte des Kindes handelt es sich um 
den ersten völkerrechtlich bindenden 
Text, welcher dem Schütz der Rechte der 
Kinder gewidmet ist. Das Übereinkom­
men verpflichtet in erster Linie die .Ver­
tragsstaaten. Die Hauptverantwortlich­
keit für das Wohl des Kindes liegt gemäss 
dem vorliegenden Übereinkommen bei 
der Familie öder bei vergleichbaren so­
zialen Strukturen. DerTatsache,'dass den 
Rechten des Kindes durch die Familie 
nicht immer hinreichender Schutz ge­
währleistet wird, wird durch das Abkom­
men ebenfalls Rechnung getragen. In 
diesem Fall ist es Aufgäbe des Staates, für 
deren Einhaltung zusorgeri. Der-Haupt­
gedanke des Abkommens, ist deiii Wohl 
des Kindeis gewidmet. Das Übereinkom­
men ist nicht zur Verteidigung der In­
teressen Von Staaten, Systemen oder Ideo­
logien, sondern im Interesse der direkt her 
troffenen Kinder.geschaffen worden/ 


